Der schweizerische Bäckermeisterverband verlangt volle Freiheit für die Ausbeutung der Lehrlinge

Am 1. Oktober 1923 trat das Bundesgesetz über die Beschäftigung von jugendlichen und weiblichen Personen in den Gewerben in Kraft. Auf Grund von Artikel 3 des Gesetzes ist für männliche Personen unter 18 Jahren die Nachtarbeit verboten, und zwar von 10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens. Den Herren Bäckermeistern passt diese Schutzbestimmung nicht in den Kram. Sie  befürchten damit eine Schmälerung ihres Profites, der ihnen so reichlich aus der Lehrlingsausbeutung erwächst. Der Bäckermeisterverband fordert deshalb vom Bundesrat die Befreiung des Bäckergewerbes von diesem Gesetz. Vom Gewerbeverband werden die Bäckermeister unterstützt. Die Bäckereiarbeiter jedoch sind anderer Auffassung. Die  Freiheit der Lehrlingsausbeutung hat zu ganz unhaltbaren Zuständen geführt. Im schweizerischen Bäckergewerbe sind zur Zeit rund  2400 Gehilfen beschäftigt. Diesen stehen ungefähr 2000 Lehrlinge gegenüber. Im Laufe von je zwei Jahren werden somit die gesamten im Beruf tätigen Arbeiter durch den Nachwuchs ersetzt. Aber nicht nur dieser in die Augen springende ungesunde Zustand erfordert die Einschränkung der Lehrlingsausbeutung. In wenigen Berufen ist die Arbeitszeit eine derart lange wie im Bäckergewerbe. Dem Fabrikgesetz sind nur einige Bäckereien unterstellt. Es ist deshalb nur zu begrüssen, wenn den Bäckerlehrlingen durch das Bundesgesetz wenigstens die Nachtruhe garantiert wird. Die Bäckereiarbeiter,, unterstützt vom Gewerkschaftsbund, verlangen vom Bundesrat Ablehnung der Forderung des Bäckermeisterverbandes.
In diesem Zusammenhang möchten wir auch auf die Stellungnahme des Schweizerischen Verbandes für Berufsberatung und Lehrlingsfürsorge zu dieser Frage hinweisen. Im offiziellen Organ Nr. 19 vom 29. September 1923 des genannten Verbandes wird das Verlangen des Bäckermeisterverbandes unterstützt. Unseres Wissens sind neben Behörden und Arbeitgeberverbänden auch der Gewerkschaftsbund und verschiedene Gewerkschaftsverbände Mitglieder dieses Verbandes. Diese Organisation soll also neutral sein. Die Leitung des Schweiz. Verbandes für Berufsberatung und Lehrlingsfürsorge fand es aber nicht für notwendig, mit den in Frage kommenden Gewerkschaftsverbänden in Verbindung zu treten, bevor sie ihre Stellungnahme zu dieser wichtigen Frage öffentlich bekanntgab. Es wird nun Sache des Gewerkschaftsbundes sein, hier nach dem Rechten zu sehen. Sollte der Verband für Berufsberatung und Lehrlingsfürsorge als Mithelfer für die reaktionäre Forderung der Unternehmer benutzt werden, so muss die Frage aufgeworfen werden, ob die Gewerkschaften ein Interesse an der weiteren Mitarbeit in dieser Institution haben.
Zentralsekretariat des Verbandes der Handels-, Transport- und Lebensmittelarbeiter der Schweiz.
Der Gemeinde- und Staatsarbeiter, 1923-10-26.
VHTL > Lehrlingswesen. 1923-10-26.doc.
